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Universitätsstadt Gießen

Bebauungsplan Nr. GI 03/09

„Am Alten Flughafen I“

(ehem. US-Depot)

Stel lungnahmen der Öffentl ichkeit sowie der Behörden und
sonstiger Träger öffentl icher Belange

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteil igung

der Öffentl ichkeit und der Beteil igung der Behörden und sonstiger Träger

öffentl icher Belange gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB, der

Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteil igung der Behörden

und sonstiger Träger öffentl icher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

eingegangenen Stel lungnahmen und Anregungen.

Gießen, den 1 0.1 1 .201 7

Anlage 1

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB vom
13.01.2016 - 19.02.2016

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und

daher der Abwägung unterliegen:

VCD Verkehrsclub Deutschland (11.02.2016)

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten, und daher keiner
Abwägung unterliegen:
keine

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und

Hinweise:

keine

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 1 BauGB vom 13.01.2016 - 19.02.2016

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und

daher der Abwägung unterliegen:

Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur hier nur Anlage 1 zur
Plankarte (22.02.2016)
Stadtwerke Gießen (18.02.2016)
Regierungspräsidium Gießen (19.02.2016)
Deutsche Telekom (18.02.2016)
MWB (24.02.2016)
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Stellungnahme, die berücksichtigt werden konnten oder durch die

Entwurfsoffenlage gegenstandslos geworden sind und daher

keiner Abwägung unterliegen:

Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand‐ und Bevölkerungsschutz
(16.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (22.02.2016)
Universitätsstadt Gießen Gartenamt (10.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Rechtsamt (30.03.2016)
Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt (12.02.2016)
Deutsche Bahn AG (15.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (10.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Untere Denkmaschutzbehörde (16.02.2016)
Landesamt für Denkmalpflege (17.02.2016)
hessenArchäologie (04.03.2016)
Hessen Mobil (12.02.2016)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und

Hinweise:

Industrie‐ und Handelskammer Gießen‐Friedberg (16.02.2016)
RMV (15.02.2016)
Polizeipräsidium Mittelhessen, Verkehrssicherheit (11.02.2016)
Polizeipräsidium Mittelhessen, Prävention (10.02.2016)
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (19.02.2016)
Universitätsstadt Gießen Liegenschaftsamt (15.01.2016)
Tennet GmbH (19.01.2016)
Pledoc GmbH (20.01.2016)
Gemeinde Buseck (21.01.2016)
Amt für Bodenmanagement Marburg (25.01.2016)
Landkreis Gießen, Lebensmittelüberwachung (22.01.2016)
Landkreis Gießen, Untere Wasserbehörde (19.02.2016)
Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen (02.02.2016)
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (02.02.2016)
Avacon AG (03.02.2016)
Lahn Dill Kreis, Abt. ländlicher Raum (05.02.2016)
Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (08.02.2016)
Stadt Wetzlar (17.02.2016)
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr (18.02.2016)
Energienetz Mitte (10.03.2016)
Stadtreinigungs‐ und Fuhramt (02.02.2016)
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Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 28.02.2017 ‐ 29.03.2017
Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und

daher der Abwägung unterliegen:

Herr Andreas Stelzl (22.03.2017)
ADFC (28.03.2017)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und

Hinweise:

keine

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.
§ 4 Abs. 2 BauGB vom 28.02.2017 ‐ 29.03.2017
Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und

daher der Abwägung unterliegen:

Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (29.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Jugendhilfeplanung (22.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (29.03.2017)
NABU Ortsgruppe Rödgen (29.03.2017)
MWB (28.03.2017)
SWG, Nahverkehr ‐ Services (22.03.2017)
Regierungspräsidium Gießen (29.03.2017)
Hessen Mobil (28.03.2017)

Stellungnahme, die berücksichtigt werden konnten und daher

keiner Abwägung unterliegen:

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (27.03.2017)
Deutsche Bahn AG (24.03.2017)
Amt für Bodenmanagement Marburg (08.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Rechtsamt (14.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand‐ und Bevölkerungsschutz (10.03.2017)
Regierungspräsidium Darmstadt Kampfmittelräumdienst (17.03.2017)

Stellungnahmen, ohne abwägungspflichtige Anregungen und

Hinweise:

Energienetz Mitte (28.02.2017)
Ericsson Services GmbH (01.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (01.03.2017)
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr (03.03.2017)
Eisenbahnbundesamt (02.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (06.03.2017)
Tennet GmbH (03.03.2017)
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (08.03.2017)
Pledoc GmbH (08.03.2017)
Landesbtrieb Bau und Immobilien Hessen (14.03.2017)
Stadt Wetzlar (16.03.2017)
Avacon AG (21.03.2017)
RMV (28.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Abt. Wirtschaftsförderung (18.03.2017)
Polizeipräsidium Mittelhessen, Regionaler Verkehr (27.03.2017)
Landkreis Gießen, Untere Wasserbehörde (29.03.2017)
Handwerkskammer Wiesbaden (02.03.2017)
Lahn Dill Kreis, Abt. ländlicher Raum (01.03.2017)
Gemeinde Buseck (03.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt (13.03.2017)
IHK (29.03.2017)
Forstamt Wettenberg (04.04.2017)
Deutsche Telekom (24.03.2017)
Universitätsstadt Gießen, Stadtreinigungs‐ und Fuhramt (28.02.2017)
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Im Rahmen der Offenlegung haben keine Stellungnahme abgegeben:
Landkreis Gießen, Lebensmittelüberwachung
Frauenbeauftragte der Stadt Gießen
Mittelhessen Netz GmbH, Abt. Stromversorgung
Universitätsstadt Gießen, Gartenamt
Universitätsstadt Gießen, Tiefbauamt
iversitätsstadt Gießen, Straßenverkehrsbehörde
Schutzgemeinschaft Dt. Wald
Naturschutzbund Deutschland Ortsgruppe Lützellinden
Naturschutzbund Deutschland e. V.
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen
Verband hessischer Sportfischer e.V.
Dt. Gebirgs‐ und Wanderverein
Landesjagdverband Hessen e.V.
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.
Bund für Umwelt und Natur
Kreishandwerkerschaft
Unternehmensverband Hessischer Einzelhandel Mitte‐Süd e.V.
Hotel‐ und Gaststättenverband Mittelhessen e.V.
Universitätsstadt Gießen, Hochbauamt, Untere Denkmalschutzbehörde
Herr M. Blechschmidt, archäologischer Denkmalpfleger
Landesamt für Denkmalpflege, Bau‐ und Kunstdenkmalpflege
Regierungspräsidium Kassel Dez. 22, Luftverkehr
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben ‐ Bundesforst ‐
Kreissausschuss des Landkreises Gießen, Gesundheitsamt
Flugsportverein Gießen e.V
Hessische Landesbahn GmbH
DPDHL Corporate Real Estate Management
Gemeindevorstand der Gemeinde Fernwald

Magistrat der Stadt Lollar
Arbeitsgemeinschaft Gießener Frauenverbände
Stadtwerke Gießen, Abt. Gasversorgung
Stadtwerke Gießen, Abt. Wasserversorgung
Stadtwerke Gießen, Abt. Fernwärme
Stadtwerke Gießen, Abt. Stromversorgung
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Hinweis zur Anordnung der Stellungnahmen

Zur verbesserten Handhabung und Übersicht werden die

abzuwägenden Stellungnahmen in der folgenden Auflistung

entgegen der oben aufgeführten Zusammenstellung nach einzelnen

Beteiligungsschritten

a) in der Reihenfolge

1.Stellungnahmen der Öffenltichkeit aus der Offenlage des Planentwurfes

2.Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der Beteiligung zum Vorentwurf

3.Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange aus der Offenlage des
Planentwurfes

4.Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belanlge aus der Beteiligung
zum Vorentwurf

b) in beiden Öffentlichkeits‐Beteiligungsschritten abgegebene Stellungnah‐
men der gleichen Person oder Institution oder inhaltsgleiche Stellungnah‐
men zusammengefügt



vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl

6

Zu 1:
Die Einschätzung zum Verlauf des geplanten Rad- und Fußweges wird zur
Kenntnis genommen. Der Anregung zur Realisierung einer dem Planvorentwurf
entsprechenden Trasse wird jedoch nicht entsprochen und an der bislang
vorgesehenen Wegeführung insbesondere aus naturschutzfachlichen Gründen
weiterhin festgehalten.
Die noch im Bebauungsplan‐Vorentwurf festgesetzte Radwegeplanung in Fort‐
führung eines Radfahrstreifen als Bestandteil der öffentlichen Straße Stolzen‐
morgen bis zum nordöstlichen Ende des Geltungsbereiches wird mit der Rücknah‐
me der Festsetzung der öffentlichen Straßenverkehrsfläche zugunsten eines Geh‐
und Fahrrechtes nicht mehr möglich sein. Die Anbindung des Radweges im
Nordosten an den Burgwiesenweg ist jedoch auch aus naturschutzfachlicher Sicht
nicht unbedenklich, da mit der Herstellung eines 3 m breiten asphaltierten Weges
auch negative Auswirkungen auf die festgesetzte Maßnahmenfläche M3 zu
erwarten wären. Neben der Flächeninanspruchnahme wurde insbesondere die
Trennwirkung auch in Bezug auf die Frequentierung durch Radfahrer zu dem
angrenzenden Gelände des Bundesforstes gutachterlich kritisiert.
Für die jetzige Planung wurde eine Bestandserfassung und ‐bewertung von Flora
und Fauna in 2017 in Auftrag gegeben. Nach einer ersten gutachterlichen
Einschätzung in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde der Stadt
Gießen sollte der Radweg nicht direkt entlang der Bahnlinie geführt werden,
sondern auf einer städtischen Wegeparzelle, die an das FFH‐Gebiet „Wieseckaue
und Josserolleraue“ direkt angrenzt.

Die exakte Trassenführung, die Ausgestaltung der Tragschicht (Asphalt oder
wassergebunden) sowie eventuelle Schutzmaßnahmen sind im Zuge der
Genehmigungsplanung mit den zuständigen Behörden und der Deutschen Bahn
AG abzustimmen. Zusätzlich werden eine FFH‐ Verträglichkeitsprüfung sowie eine
Eingriffs‐/Ausgleichsplanung erforderlich. Eine durchgängige Beleuchtung des
Radweges ist nicht angedacht.

1 .
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vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl
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noch zu 1:
Die Radwegeplanung außerhalb des Plangeltungsbereiches unterliegt einem
eigenständigen Genehmigungsverfahren. Mit der Rechtskraft des Bebauungs‐
planes wird lediglich das Baurecht für die Radwegeverbindung zur Straße
„Stolzenmorgen“ geschaffen und von den Stadtverordneten beschlossen. Die
Erstellung der Gesamtplanung sowie die Herstellung des Radweges werden über
einen Erschließungsvertrag zwischen Stadt Gießen und dem Erschließungsträger
(Fa. Revikon) gesichert.
Die Notzufahrt zugunsten der Feuerwehr und Rettungsdienste ist aus Gründen der
Eingriffsminimierung als Schotterweg herzustellen und über ein Tor gesichert. Eine
Rad‐ und Fußwegeverbindung über die private Gewerbefläche ist somit nicht
mehr möglich.

Zu 2:
Den Anregungen zur Reduzierung der Grundflächenzahl und zum Ausschluss
lärmintensiver Betriebe im Gewerbegebiet Nr. 9 wird nicht entsprochen.
Zur Gewährleistung einer hohen und wirtschaftlich optimalen Ausnutzung sowie
im Sinne der Gleichbehandlung aller festgesetzten Gewerbegebiete wurde die
zulässige überbaubare Fläche auf 0,8 hochgesetzt. Das Gewerbegebiet GE 9 ist
im Bestand zu fast 90 % versiegelt oder überbaut, zusätzliche erhebliche Eingriffe
in Natur und Landschaft sind nicht zu erwarten. Auswirkungen auf das südlich
angrenzende FFH Gebiet Wieseckaue sowie auf das nordöstlich liegende
Vogelschutzgebiet wurden im Rahmen einer Verträglichkeitsvorprüfung untersucht.
Der Gutachter (Regioplan 2015) kommt zu Ergebnis, dass keine wesentlichen
Beeinträchtigungen auf das FFH Gebiet insbesondere auf die Erhaltungsziele der
geschützten Lebensraumtypen und des Wiesenknopf‐Ameisenbläulings zu
erwarten sind. Das Vogelschutzgebiet ist nordwestlich der Gewerbegebietsfläche
durch eine rd. 100 m breite Pufferzone abgeschirmt. Auswirkungen in Form von
Kulissenbildungen und Lärmstörungen auf bestehende Brutplätze der geschützten
Vogelarten sind hier ebenfalls nicht zu erwarten.

2.

3.
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vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl
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2.

3.

4.

noch zu 2:
Eine weitergehende bauplanungsrechtliche Sicherung des Wegeverlaufes in
Richtung Rödgen außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist da‐
rüber hinaus nicht erforderlich. Ferner wurden zum Entwurf des Bebauungsplanes
im Norden des Plangebietes Flächen festgesetzt, die mit einem Fahrrecht aus‐
schließlich zugunsten der Feuerwehr und der Rettungsdienste sowie der Ver‐ und
Entsorgungsträger zu belasten sind, sodass eine bauplanungsrechtliche Sicherung
der Notzufahrt erfolgt, gleichzeitig aber keine Erschließung für die Allgemeinheit
ermöglicht wird. Weitergehende Regelungen erfolgen demnach außerhalb des
Bauleitplanverfahrens.
Im Immissionsgutachten Nr.1649 zum Bebauungsplan (W. Steinert, Büro für
Schallschutz, 2017) wurde für das Gewerbegebiet GE 9 keine Immissions‐
prognose erstellt. Dies ist im Rahmen der Baugenehmigung konkret auf das dann
bekannte Vorhaben nachzuweisen. Der Ausschluss lärmintensiver Betriebe auf der
Ebene des Bebauungsplanes ist nicht ausreichend begründbar und auch ohne
konkrete Kenntnisse zum Vorhaben und möglichen Lärmschutzmaßnahmen nicht
leistbar. Es gelten aber die allgemeinen Bestimmungen zum Störgrad eines
Gewerbegebietes das einen ausreichenden Abstand zu den Rödgener Wohn‐
gebieten aufweist.

Zu 3:
Den Anregungen zur Ergänzung der bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvor-
schriften zur Zulässigkeit von beleuchteten Werbeanlagen sowie zur Höhen-
begrenzung von Werbeanlagen wird durch Klarstellung entsprochen.
Im Bebauungsplan sind bereits Festsetzungen zur Unzulässigkeit von beleuchteten
Werbeanlagen in den nördlichen bzw. nordöstlichen Bereichen des Plangebietes
enthalten. Die Festsetzungen werden so ergänzt, dass eine Klarstellung erfolgt,
welche Gebiete konkret gemeint sind. Gemeint sind das Vogelschutzgebiet sowie
das FFH‐ Gebiet der Wieseckaue. Die bereits im Bebauungsplan bestehenden
Höhenbeschränkungen für Werbeanlagen werden als ausreichend erachtet,
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vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl
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4.

noch zu 3:
sodass kein weiterer Handlungsbedarf zur Aufnahme weitergehender Regelungen
gesehen wird.

Zu 4:
Der Anregung zur Ergänzung der Gestaltungsvorschriften zur Fassadengestaltung
wird nicht entsprochen.
Im Bebauungsplan sind bereits Festsetzungen zur Fassadengestaltung in den
nördlichen bzw. nordöstlichen Bereichen des Plangebietes enthalten. Die
Festsetzungen werden so ergänzt, dass eine Klarstellung erfolgt, welche Gebiete
konkret gemeint sind. Gemeint sind das Vogelschutzgebiet sowie das FFH‐ Gebiet
der Wieseckaue. Hinsichtlich der Festsetzung der Farbgestaltung ist auch
beachtlich, dass Festsetzungen im Bebauungsplan regelmäßig dem Grundsatz der
Bestimmtheit entsprechen müssen und insbesondere bei Vorgaben zur Verwen‐
dung bestimmter Farbtöne unbestimmte Rechtsbegriffe zu vermeiden sind. Da
jedoch bei einem Bebauungsplan, der nicht als vorhabenbezogener Bebauungs‐
plan ausgestaltet ist, zumeist das spätere Bauvorhaben noch nicht oder noch nicht
hinreichend bekannt ist, führen detaillierte Vorgaben zur Gestaltung baulicher
Anlagen regelmäßig zu nicht mehr sachgerechten Einschränkungen, mindestens
aber zu vermeidbaren Schwierigkeiten im Baugenehmigungsverfahren. In
Gewerbegebieten ist diesbezüglich auch in besonderem Maße die Baufreiheit zu
beachten.

3.
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vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl
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6.

7.

8.

5.

Zu 5:
Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Geruchsverträglichkeit der geplanten
Biofermentierungsanlage bezüglich der genannten schutzwürdigen Nutzungen
kann nachgewiesen werden.
Das Geruchsgutachten L160347‐02 (GICON; 2016) wurde hier falsch interpre‐
tiert. Die Gerüche, die über einen zusätzlichen Biofilter abgeleitet werden, sind in
einem Abstand ab 500 m nicht mehr wahrnehmbar. Die Emissionsquelle ist der
Biofilter, der auf Empfehlung des Gutachters möglichst mit einem 15 m hohen Ab‐
luftkamin auszustatten ist (Variante 1). Die Variante 2 ist nur mit einem ständigen
ordnungsgemäßen Betrieb zu gewährleisten. Welche Variante letztendlich umge‐
setzt wird, unterliegt dem Genehmigungsverfahren nach BImSchG.

Zu 6:
Die Anregung wird bezüglich des Geruchsgutachtens befolgt, bezüglich Lärm
nicht.
Das Stadtplanungsamt der Stadt Gießen hat ein unabhängiges und geeignetes
weiteres Fachbüro zur Erstellung eines weiteren Geruchsimmissionsgutachtens be‐
auftragt. Neben der Absicherung der Ergebnisse des ersten Gutachtens (GICON,
2016), erfolgt eine Ausbreitungsberechnung der Gesamtbelastung auf der SWG‐
Versorgungsfläche für Erneuerbare Energien unter Berücksichtigung aller sonstigen
Geruchsquellen in der Umgebung sowie ausreichend verbleibender Spielräume
für das auf dem AAFES‐Areal geplante Industriegebiet, auch in Bezug auf die
benachbarte Kaltluftabflussbahn.

Laut Aussage des Büros uppenkamp und partner GmBH/Leichlingen vom
17.11.2017 kann unter den zugrunde gelegten Emmissionsansätzen der
Verträglichkeitsnachweis für eine Anlagenkonstellation mit

‐ der vorhandenenHolzhackschnitzel‐Feuerungsanlage (HolzklasseA I+AII),
‐ der geplanten Bioabfallfermentierungsanlage
‐ des geplanten Biobrennstoff‐Hofes
‐ der geplanten Holzfeuerungsanlage (Holzklasse AI‐AIII)
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vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl
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6.

7.

8.

noch zu 6:
gegenüber allen schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung geführt werden.
Für die Bioabfallfermentierungsanlage gilt dies bei der untersuchten Variante mit
Berücksichtigung eines abgedeckten Biofilters, dessen Abluft über einen Kamin mit
der Mindesthöhe von 20 m abgeleitet wird.

Für weitere geruchsrelevante Anlagen oder Komponenten wurde im Rahmen der
Begutachtung keine Verträglichkeit nachgewiesen. Beispielhaft wird hier eine
Zerkleinerung von Holzmaterialien (Schreddern) auf offenen Flächen bzw. außer‐
halb vollständig geschlossener Hallen erwähnt.

Das Fachgutachten wird als Bestandteil der Verfahrensakte nach Rechtskraft des
Bebauungsplanes im Stadtplanungsamt zur allgemeinen Einsicht bereitgehalten.

Zu 7:
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, berühren aber nicht den Bebauungs-
plan.
Die erarbeiteten Gutachten zum Bebauungsplan ersetzen nicht die Gutachten zum
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. Nach § 5 BImSchG Abs. 1 Nr.1 gehört
es zur Pflicht der Betreiber genehmigungsbedürftige Anlagen „so zu errichten und
zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt
insgesamt schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nach‐
barschaft nicht hervorgerufen werden können“. Dies betrifft auch den Transport,
Verladung und die Lagerung der In‐ und Outputstoffe.

Zu 8:
Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Alternativenprüfung wird nicht auf Ebene
des Bebauungsplanes durchgeführt.
Der Bebauungsplan GI 03/03 „Steubenkaserne“, rechtskräftig seit dem
25.01.1995 sowie seine 1. Änderung, rechtskräftig seit dem 22.12.2012,
setzten keinen Schwerpunkt in der Ansiedlung großräumiger Versorgungsanlagen

planung15
Rechteck

planung15
Rechteck

planung15
Rechteck



vom: 22.03.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Stellungnahme von: Herrn Andreas Stelzl

12

8.

noch zu 8:
der SWG. Dies passt nicht zum Gebietscharakter, der hauptsächlich durch eine
kleinteilige Mischung wissenschaftlich‐technologisch hoch spezialisierter Unter‐
nehmen geprägt ist. In den Gewerbegebietsflächen der Steubenkaserne sind
lediglich untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an
oder auf Dach‐ und Außenwandflächen oder Kraft‐Wärme‐Kopplungsanlage
innerhalb von Gebäuden zulässig. Grundstücke in der erforderlichen Größen‐
ordnung sind zudem nicht mehr verfügbar.

planung15
Rechteck

planung15
Rechteck

planung15
Rechteck



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 .

2.

Zu 1:
Der Anregung wird nicht gefolgt. Auch bei künftigen Bauleitplanverfahren werden
die entsprechenden digitalen Planunterlagen seitens der Stadt Gießen mit einem
Schreibschutz versehen, sodass mögliche Manipulationen sowie auch ein sonstiges
Weiterverwenden der Unterlagen unterbunden werden.

Zu 2:
Der Anregung zur Verbreiterung des Kurvenradius im Bereich des geplanten Rad-
und Fußweges Richtung Rödgen wird im Zuge entsprechender Regelungen im
Erschließungsvertrag zwischen der Stadt Gießen und dem Erschließungsträger
sowie der konkreten Ausführungsplanung entsprochen.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

3.

3a.

3b.

3c.

4.

Zu 3 und 3a:
Die Einschätzung zur ÖPNV-Anbindung wird zur Kenntnis genommen. Der Anre-
gung zur Schaffung einer weiteren Rad- und Fußwegeverbindung im Mischgebiet
Nr. 5 zwischen der Straße Stolzenmorgen und der Rödgener Straße wird nicht
entsprochen.
Im Zuge einer geplanten Optimierung der Linie 1 sowie grundsätzlichen
Überprüfung einer verbesserten Gebietsanbindung zu den ÖPNV gemäß des in
der Planbegründung gut geführten Konzeptes wird von einer mittelfristig
einzurichtenden ausreichenden Busanbindung im Plangebiet ausgegangen.

Zu 3b:
Die Anregung zur Schaffung ausreichender Fahrradabstellanlagen in Form von
Fahrradbügeln an den geplanten Bushaltepunkten wird zur Kenntnis genommen,
betrifft aber nicht die Ebene der Bauleitplanung, sondern die konkrete Aus-
führungsplanung. Die Anregung wird an die zuständigen Stellen weitergeleitet.

Zu 3c:
Der Anregung zur weitergehenden Sicherung der künftigen Wegeverbindungen
innerhalb der geplanten Parkanlage im Bereich des Krebsbaches an der Rödgener
Straße wird nicht entsprochen.
Die Zulässigkeit entsprechender Wegeverbindungen ergibt sich bereits durch die
im Bebauungsplan enthaltene textliche Festsetzung, sodass diesbezüglich kein
weiterer Handlungsbedarf besteht. Darüber hinaus ist die Festlegung und Planung
der konkreten Wege Gegenstand der dem Bauleitplanverfahren nachgelagerten
Ausführungsplanung. Zur Vermeidung von Vorgaben, die in der späteren Um‐
setzung etwa aus wasserwirtschaftlichen oder naturschutzfachlichen Gründen
nicht die erforderliche Flexibilität aufweisen, werden daher keine weitergehenden
zeichnerischen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

4.

zu 4:
Der Anregung zur Sicherung einer weiteren Radwegeverbindung im Süden des
Mischgebietes Nr. 4 entlang der Rödgener Straße wird nicht entsprochen.
Die Festlegung und Planung der konkreten Wege ist im Wesentlichen Gegenstand
der konkreten Ausführungsplanung. Darüber hinaus bedarf es zur bauplanungs‐
rechtlichen Sicherung von Wegeverbindungen im Bebauungsplan keiner Fest‐
setzung von Verkehrsflächen mit einer entsprechenden Zweckbestimmung, wenn
für die betroffenen Flächen, wie z.B. entlang der Rödgener Straße, bereits Stra‐
ßenverkehrsflächen mit einer hinreichenden Breite festgesetzt werden und insofern
ausschließlich die innere Aufteilung des Straßenraumes bzw. der Straßenver‐
kehrsfläche erforderlich ist.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.5.

6.

7.

8.

9.

Zu 5:
Der Anregung zur Sicherung und zum Bau eines weiteren Gehweges auf der
Südseite entlang der Rödgener Straße wird nicht entsprochen, da im Zuge der
Ausführungsplanung grundsätzlich eine Führung der Radfahrer und Fußgänger
auf der Nordseite der Rödgener Straße in beiden Richtungen vorgesehen ist.
Hierbei werden auch entsprechende Querungshilfen vorgesehen.
Zudem soll gemäß der in der Planbegründung aufgeführten Verkehrskonzeptes
auch ein Angebotsstreifen für den Radverkehr vom Knoten Rödgener
Straße/Rudolf‐Diesel‐Straße bis zur Einfahrt zur Sophie‐Scholl‐Schule angelegt
werden. Die Fußwegeführung in Höhe des Kellertheater‐Quartieres wird im Zuge
einer anstehenden Bebauungsplanänderung neu geordnet. Im Übrigen wird
derzeit eine Gesamtplanung von richtliniengemäßen Radverkehrsanlagen mit
ihren Kreuzungspunkten entlang der Rudolf‐Diesel‐Straße erstellt.

Zu 6:
Der Anregung zur Aufnahme weiterer Verkehrsflächen zur Sicherung von
Mittelinseln wird nicht entsprochen, da hierfür kein städtebauliches Erfordernis
besteht. Für die Straßenparzelle der Rödgener Straße werden im Bebauungsplan
bereits Straßenverkehrsflächen festgesetzt, wobei die innere Aufteilung unver‐
bindlich ist. Die Festsetzungen stehen der Errichtung einer Mittelinsel daher nicht
entgegen.

Zu 7 bis 11:
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, beziehen sich
aber auf Bereiche außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes, sodass im Zuge des vorliegenden Bauleitplanverfahrens diesbezüglich
kein Handlungsbedarf besteht.
Darüber hinaus betreffen die vorgebrachten Hinweise überwiegend die konkrete
Planung der Verkehrsanlagen und nicht die Ebene der Bauleitplanung.
Insbesondere die Knotenpunkte B, C und D werden jedoch Gegenstand einer



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 0.

1 1 .

1 2.

1 3.

Noch zu 7 bis 11:
weiteren Abstimmung und Planung im Zusammenhang mit der Aufstellung eines
weiteren Teilbebauungsplanes mit dem für die AAFES‐Flächen die bauplanungs‐
rechtlichen Voraussetzungen für eine zivile Folgenutzung geschaffen werden
sollen.

Zu 12 und 13:
Die Hinweise zur Führung des Radverkehrs und zur Ampelschaltung im Bereich
des Knotenpunktes E der Rödgener Straße und dem Heyerweg werden zur
Kenntnis genommen, betreffen jedoch im Ergebnis nicht die Ebene der
Bauleitplanung. Zudem sind die Straßenverkehrsflächen in diesem Bereich bereits
hinreichend dimensioniert, um im Zuge der konkreten Ausführungsplanung und
Umsetzung der Straßenplanung auch für Radfahrer eine verkehrstechnisch
günstige Führung zu ermöglichen.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 4.

1 5.

1 6.

Zu 14:
Der Anregung zur Aufrechterhaltung der Anbindung des Kellertheaterquartiers an
die Rödgener Straße wird jedoch nicht entsprochen.
Das in diesem Bereich bestehende Brückenbauwerk befindet sich im Eigentum der
Stadt Gießen und muss aufgrund der schlechten Bausubstanz zurückgebaut
werden, sodass das Kellertheaterquartier über die Monroestraße entsprechend
umerschlossen wird. Eine entsprechende Neuordnung des Fuß‐/Radverkehrs in
diesem Bereich erfolgt im Zuge einer anstehenden Bebauungsplanänderung.

Zu 15:
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen.
Das Verkehrskonzept enthält diesbezüglich auch die Anlage eines
Angebotsstreifens für den Radverkehr zwischen dem Knoten Rödgener Straße/
Rudolf‐Diesel‐Straße und der Zufahrt zur Sophie‐Scholl‐Schule. Ein Fahrrad‐
Zweirichtungsverkehr wird auf der Nordseite der Rödgener Straße nur im breiten
Wegeabschnitt zwischen Rudolf‐Diesel‐Straße und Lilienthalstraße eingerichtet.

Zu 16:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, der Anregung zur Errichtung einer
baulich getrennten Führung für den Rad- und Fußverkehr auf der Nordseite der
Rödgener Straße wird nicht entsprochen.
Auf die Ausführungen zum Punkt 15 wird verwiesen.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 7.

1 8.

Zu 17:
Die Hinweise und Anregungen zur künftigen Gestaltung des Knotenpunktes H im
Bereich des Bahnüberganges an der Rödgener Straße werden zur Kenntnis
genommen, betreffen aber nicht den vorliegenden Bebauungsplan bzw. die Ebene
der Bauleitplanung, sondern vielmehr die entsprechenden Fachplanungen und
fachrechtlichen Genehmigungsverfahren. Darüber hinaus sind im Zuge einer
perspektivischen Umgestaltung des Knotenpunktes besondere Anforderungen an
die Planung zu stellen, da es sich hierbei um die Querung der Bahnstrecke und
die Überplanung von eigentumsrechtlich der Deutschen Bahn zugehörigen Flächen
handelt.

Zu 18:
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, betreffen aber
nicht die Ebene der Bauleitplanung, sondern vielmehr die konkrete Ausfüh-
rungsplanung und Verkehrsregelung und werden den zuständigen Fachämter zur
Prüfung im Rahmen der Ausführungsplanungen übergeben.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 9.

20.

21 .

22.

Zu 19 bis 23:
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, beziehen sich
aber auf Bereiche außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes, sodass im Zuge des vorliegenden Bauleitplanverfahrens diesbezüglich
kein Handlungsbedarf besteht.
Die zuständigen Fachämter werden informiert.



vom: 28.03.2017Stellungnahme von: ADFC
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

23.

24.

25.

26.

Zu 23:
- siehe vorherige Seite -

Zu 24:
Die Hinweise und Anregungen zur Berücksichtigung hinreichend dimensionierter
Park-, Schutz- und Radfahrstreifen im Plangebiet werden zur Kenntnis genommen
und bereits im Rahmen der Festsetzung der entsprechenden Straßenver-
kehrsflächen sowie auch im Rahmen der konkreten Ausführungsplanung unter
Berücksichtigung aller verkehrstechnischen Anforderungen berücksichtigt.

Zu 25:
Der Anregung zur Schaffung weitergehender Rad- und Gehwegeverbindungen in
Richtung der AAFES-Flächen wird im Rahmen des dort erforderlichen
Bebauungsplanverfahrens geprüft. Darüber hinaus sollte eine Fuß- und Radweg-
erschließung durch das FFH- und Vogelschutzgebiet zur Vermeidung zusätzlicher
Störungen der Flora und Fauna ausgeschlossen werden.

Zu 26:
Die Anregung zur weitergehenden Beteiligung wird zur Kenntnis genommen und
die zuständigen Fachämter informiert.



vom: 11.02.2016Stellungnahme von: VCD
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 . Zu 1:
Die Einschätzung und Anregungen zur Erschließung des Plangebietes durch den
Busverkehr werden zur Kenntnis genommen, jedoch nicht geteilt bzw. umgesetzt.
Auf die mittelfristig angestrebte Umsetzung des in der Planbegründung
aufgeführten Verkehrskonzeptes mit geänderter Buslinienführung wird verwiesen.
Derzeit wird eine Optimierung der Linienführung der Linie 1 zur mittelfristigen
Gebietserschließung geprüft. Zudem kann perspektivisch beipielsweise auch die
Linie 7 im Zuge der AAFES-Entwicklung verlängert werden.



vom: 11.02.2016Stellungnahme von: VCD
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

3.

2.

4.

Zu 2:
Die Anregungen zum Betrieb der Vogelsbergbahn werden zur Kenntnis
genommen, betreffen aber nicht die Ebene der Bauleitplanung, sondern vielmehr
entsprechende Fachplanungen und gegebenenfalls erforderliche fachrechtliche
Genehmigungsverfahren. Darüber hinaus handelt es sich bei der Errichtung eines
Bahnhaltepunktes um eine Grundsatzentscheidung, auf die seitens der Stadt
Gießen nur begrenzt Einfluss genommen werden kann.

Zu 3:
Den Anregungen zur Umgestaltung und Neuordnung der Bundesstraße B 49 wird,
soweit sie den Geltungsbereich und die Ebene der Bauleitplanung betreffen, nicht
gefolgt. Eine Führung der örtlichen Stadteinfahrt bzw. des Autobahnzubringers
durch das Gewerbegebiet zu Ringanschlussstelle "Ursulum" würde das
städtebauliche Gesamtgefüge und Entwicklungskonzept des Depotgeländes
erheblich beeinträchtigen. Die grundsätzliche Anregung zur Optimierung des
Verkehrsnetzes am östlichen Stadtrand kann im Rahmen der Neuaufstellung des
Verkehrsentwicklungsplanes ab 2018 geprüft werden.

Zu 4:
Die Hinweise und Anregungen zur Breite der festgesetzten Straßenverkehrsflächen
werden zur Kenntnis genommen, jedoch nicht umgesetzt.
Die dem Bebauungsplan zugrunde liegende Erschließungsplanung ist mit dem
Tiefbauamt und den an der Planung beteiligten Stellen abgestimmt und umfasst für
alle Verkehrsteilnehmer hinreichend dimensionierte Straßenquerschnitte. Auf
Ebene der Bauleitplanung besteht demnach kein weiterer Handlungsbedarf.



vom: 11.02.2016Stellungnahme von: VCD
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

5.
Zu 5:
Die Hinweise und Anregungen zu den für den Radverkehr erforderlichen Flächen
werden zur Kenntnis genommen und in wesentlichen Teilen umgesetzt.
Wie aus dem Verkehrskonzept in der Planbegründung zu entnehmen ist, werden
‐ auf der Nordseite der Rödgener Straße zwischen den Knoten Rudolf‐ Diesel‐
Straße und Lilienthalstraße ein Zweirichtungs‐Rad‐/Gehweg in ausreichender
Breite angelegt und

‐ zudem zwischen Rudolf‐Diesel‐Straße und Zufahrt Sophie‐Scholl‐Schule auf der
Fahrbahn (Richtung Schule) noch ein Angebotsstreifen für den Radverkehr
abmarkiert.

Zudem wird gerade entlang der Rudolf‐Diesel‐Straße eine richtliniengemäße Rad‐
verkehrsführung geplant.
Eine Fuß‐ und Radwegeverbindung zwischen dem Depotgelände und der Haupt‐
radroute entlang der Wieseck würde durch ein Natura2000‐Gebiet verlaufen und
ist daher unzulässig.



vom: 11.02.2016Stellungnahme von: VCD
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.6.

Zu 6:
Der Anregung zur weitergehenden Sicherung der künftigen Wegeverbindungen
innerhalb der geplanten Parkanlage im Bereich des Krebsbaches an der Rödgener
Straße wird nicht entsprochen.
Die Zulässigkeit entsprechender Wegeverbindungen ergibt sich bereits durch die
im Bebauungsplan enthaltene textliche Festsetzung, sodass diesbezüglich kein
weiterer Handlungsbedarf besteht. Darüber hinaus ist die Festlegung und Planung
der konkreten Wege Gegenstand der dem Bauleitplanverfahren nachgelagerten
Ausführungsplanung. Zur Vermeidung von Vorgaben, die in der späteren Umse‐
tzung etwa aus wasserwirtschaftlichen oder naturschutzfachlichen Gründen nicht
die erforderliche Flexibilität aufweisen, werden daher keine weitergehenden
zeichnerischen Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen.
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 .

Zu 1:
Die Hinweise zur erforderlichen Beachtung der raumordnerischen Zielvorgabe
7.1.7-6 des Regionalplanes Mittelhessen 2010 und der Festlegung des
Plangebietes als „Regionales Logistikzentrum Bestand“ werden zur Kenntnis
genommen. Die im Norden des Plangebietes vorgesehene Fläche für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit
der Bezeichnung M3 wird teilweise zurückgenommen, sodass die Festsetzungen
einem künftigen Bahnanschluss in diesem Bereich planungsrechtlich nicht
entgegenstehen.
Mit der Oberen Landesplanungsbehörde wurde sich darauf verständigt, dass die
gemäß §1 Abs.4 BauGB erforderliche Anpassung der Bauleitplanung an diese
regionalplanerische Zielvorgabe mit der Übernahme des Gleisanschlusses in die
Darstellungen in der 19. Änderung des Flächennutzungsplanes, sowie durch
Vermeidung entgegenstehender Planfestsetzungen, ausreichend umgesetzt wird.
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

2.

3.

4.

Zu 2:
Die Hinweise auf die teilräumliche Lage des Plangebietes innerhalb der Wasser-
schutzgebietszone IIIB sowie auf die entsprechende Schutzgebietsverordnung
werden zur Kenntnis genommen.
Da bereits entsprechende Hinweise in die Planunterlagen zum Bebauungsplan
aufgenommen wurden, besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer
Handlungsbedarf.

Zu 3:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 4:
Die Hinweise zur Lage des Plangebietes im Bereich eines Altstandortes mit der
Erfassung als Altlastenverdachtsfläche und auf die Beteiligung des Dezernates
41.4 bei Bauantragsverfahren sowie auf die Berücksichtigung von Bodenschutz-
belangen werden in den Hinweisen und Kennzeichnungen bzw. in der
Planbegründung übernommen.
Da bereits entsprechende Hinweise zur Lage des Plangebietes im Bereich eines
Altstandortes in die Planunterlagen zum Bebauungsplan aufgenommen wurden,
besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf. Der
Umweltbericht wird um weitergehende Aussagen zum vorsorgenden Bodenschutz
redaktionell ergänzt.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

5. Zu 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Die Bauherrschaft wird entsprechend informiert.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

6.

7.

8.

Zu 6:
Die Hinweise zum Geruchsgutachten werden zur Kenntnis genommen, den Anreg-
ungen wird im Zuge der Erstellung eines weiteren Geruchsgutachtens entsprochen.
Laut Auskunft des Gutachter‐Büros uppenkamp‐Partner GmbH vom 14.11.17 kann
eine Verträglichkeit an den Imissionsorten und bezüglich der Kaltluftabflussbahn
nachgewiesen werden, wenn bau‐ und betriebstechnische Auflagen erfüllt
werden.

Zu 7:
Die Hinweise zur Verkehrslärmbelastung und zu den Vorgaben der einschlägigen
lärmtechnischen Regelwerke werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen
zur Konfliktbewältigung durch Lärmschutzwände oder -wälle entlang der
Rödgener Straße wird jedoch nicht entsprochen.
Die Prognoseberechnungen des zu erwartenden Verkehrsaufkommens führen an
den Baugrenzen des Mischgebietes bzw. den hier im Bestand vorhandenen Ge‐
bäuden zur Tag‐ und Nachtzeit teilweise zu Überschreitungen der Immissions‐
grenzwerte der 16. BImSchV von 64/54 dB(A) für Mischgebiet. Die höchsten
Werte der Beurteilungspegel ergeben sich im Bereich der Rödgener Straße und
hier insbesondere an den mit Lichtsignalanlagen versehenen Einmündungen. Im
Bereich der neuen Wohnbebauung im Mischgebiet betreffen die Überschreitungen
der Grenzwerte den Bereich im Norden entlang der Planstraße. In diesem Bereich
(Immissionspunkt 5) ergibt sich nach DIN 4109 der Lärmpegelbereich IV. In allen
übrigen Bereichen der Wohnbebauung (Immissionspunkte 1, 2, 4, 5) ergibt sich
höchstens der Lärmpegelbereich III. Für das an der Einmündung der Planstraße C
in die Rödgener Straße geplante neue Bürogebäude (Immissionspunkt 3) ergibt
sich auf den der Kreuzung zugewandten Gebäudeseiten der Lärmpegelbereich V.
Der Lärmpegelbereich V ergibt sich auch an der Baugrenze im Bereich der
Einmündung der Rudolf‐Diesel‐Straße in die Rödgener Straße (Immissionspunkt 7).
Hinsichtlich der Verkehrslärmbelastungen entlang der Rödgener Straße werden
seitens der Stadt Gießen aktive Lärmschutzmaßnahmen aus städtebaulichen
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

7.

8.

noch zu 7:
Gründen nicht als geeignete Maßnahme zum Schutz vor Verkehrslärmbelastungen
angesehen. Aktive Schallschutzmaßnahmen scheiden wegen der geplanten Höhe
der Gebäude sowie aus städtebaulichen Gründen aufgrund der Trennungswirkung
von der Rödgener Straße aus. Das Ziel der Reintegration des Plangebietes in das
Stadtgefüge mit offenen Sichtbeziehungen in das baumbestandene, parkartige
Quartier entlang der Rödgener Straße, veranlasst die Stadt Gießen passive
Lärmschutzmaßnahmen zur Konfliktbewältigung vorzusehen, die im Bebauungs‐
plan unter E 1.1. der Hinweise zum passiven Schallschutz enthalten sind. Eine
Lärmschutzwand würde den Charakter der Straße von einer angebauten
Stadtstraße zu einem reinen Verkehrsweg negativ verändern. Das Ziel auf der
Rödgener Straße eine Reduzierung der bisher zulässigen Fahrgeschwindigkeit (70
km/h) und damit auch eine Verkehrslärmminderung zu erreichen, wird durch
Lärmschutzwände zusätzlich erschwert.

Zu 8:
Die Hinweise zum Schallimmissionsgutachten und zur immissionsschutzrechtlichen
Bewertung der Geräuschentwicklungen aus dem gewerblichen Anlagenlärm
anhand der Vorgaben der einschlägigen lärmtechnischen Regelwerke werden zur
Kenntnis genommen, der Anregung insbesondere zur Festsetzung einer
Emissionskontingentierung im Gewerbegebiet "Am Alten Flughafen I" wird
mangels gutachterlichem und städtebaulichem Erfordernis abgesehen. Für den
Bebauungsplan zum AAFES-Gelände wird derzeit geprüft, ob und in welcher Form
eine Emissionskontingentierung erforderlich wird.
Entgegen der vorgebrachten Hinweise wurde das nördlich des Plangebietes zu
erwartende Industriegebiet in der Berechnung bereits berücksichtigt. Dies wird
unter Punkt 5.1 des Gutachtens sowie in den entsprechenden Lärmkarten und den
Tabellen des Berechnungsanhangs ersichtlich.
Nach den vorgebrachten Hinweisen wären für alle Industrie‐ und Gewerbege‐
bietsflächen zur Tag‐ und Nachtzeit jeweils gleich hohe Werte entsprechend der
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

8.

noch zu 8:
DIN 18005 anzusetzen.Wenn diese Werte zur Tag‐ und Nachtzeit als Grundlage
der Berechnung herangezogen werden, ergibt sich im vorliegenden Fall zwangs‐
läufig ein Abstand vom Rand des Industriegebietes mit einer Fläche von rund
220.000 qm zum nächstliegenden Rand eines Gewerbegebietes mit mög‐licher
privilegierter Wohnnutzung von über 400 m und zum Rand eines Mischge‐bietes
von über 700 m. Sowohl in Gewerbegebieten, wie auch in Mischgebieten mit
entsprechender schutzwürdiger Nutzung zur Nachtzeit (Wohnen) gelten gemäß
TA Lärm nachts um 15 dB niedrigere Immissionsrichtwerte als Tags. Daraus ergibt
sich, dass beim direkten Aneinandergrenzen zweier Gebiets‐kategorien,
Industriegebiet an Gewerbegebiet sowie Gewerbegebiet an Mischgebiet, die
Emissionskontingente zur Nachtzeit entsprechend niedriger liegen müssen.
Anderenfalls wären zwischen den Gebieten jeweils größere Abstände ohne
Nutzung zwingend erforderlich (siehe Tabelle 2 der DIN 18005). Dies
widerspricht den tatsächlichen Gegebenheiten des Plangebietes. Daher wurden in
der Berechnung zum Gutachten immissionswirksame flächenbezogene
Schalleistungspegel (Emissionskontingente) angesetzt, die genau die jeweils
angrenzenden Gebietsausweisungen berücksichtigen.

Im Gutachten wurde die Vorbelastung aus den das Plangebiet umgebenden
gewerblichen Nutzungen mittels flächenbezogener Schalleistungspegel betrachtet.
Diese Werte entsprechen einer intensiven Nutzung der Gebiete, dies ergibt sich
auch aus den zitierten Angaben der DIN 18005. Eine Kontingentierung eines
Plangebietes ist grundsätzlich immer dann sinnvoll, wenn aufgrund der umgeben‐
den schutzwürdigen Nutzungen von den für eine intensive Nutzung nach unten
abweichende Kontingente erforderlich werden. Dies ist im vorliegenden Fall nicht
gegeben. Der Aufwand der Betrachtung der tatsächlichen Betriebsgeräusche
jedes einzelnen der in diesen das Plangebiet umgebenden gewerblich genutzten
Gebieten ansässigen Betriebe steht in keinem Verhältnis zum erzielbaren
Ergebnis. In der Umgebung aller dieser Gebiete befinden sich schutzwürdige

8.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

8.

noch zu 8:
Wohnnutzungen, die die Emissionen insbesondere zur Nachtzeit ohnehin
begrenzen.
Punkt 5 der DIN 45691 behandelt das im baurechtlichen oder immissionsschutz‐
rechtlichen Genehmigungsverfahren anzuwendende Verfahren zur Bestimmung
der einzuhaltenden Teilimmissionsrichtwerte, wenn für ein Betriebsgrundstück
Emissionskontingente im Bebauungsplan festgelegt sind. Für die Bauleitplanung ist
dieses Verfahren zunächst nicht anzuwenden, wenngleich dies grundsätzlich
möglich wäre. Im vorliegenden Fall der bereits im Plangebiet ansässigen Betriebe
werden die Immissionsrichtwerte im Bereich aller innerhalb und außerhalb des
Plangebietes vorhandenen schutzwürdigen Nutzungen (Wohnen und Büro) durch
alle diese Nutzungen zusammen deutlich unterschritten (siehe Tabelle 9 des
Gutachtens). Dies betrifft insbesondere auch die direkte Umgebung des Geländes
der Stadtwerke im Nordosten sowie das Gelände der Firma Tucker für den
geplanten Dreischichtbetrieb. Auch hieraus ergibt sich, dass eine Kontingen‐
tierung im Plangebiet nicht erforderlich ist.

Die Berechnung der gewerblichen Geräuschimmissionen wurde für das 1. Ober‐
geschoss vorgenommen. Dies sind insbesondere für die schutzwürdigen
Nutzungen innerhalb des Plangebietes die maßgeblichen Immissionsorte
bezüglich der jeweils direkt benachbarten gewerblichen Nutzung. In Höhe des
Erdgeschosses sind i.d.R. Abschirmung durch Gebäude auf den jeweiligen
Betriebsgeländen wirksamer; in den 2. Obergeschossen bzw. Dachgeschossen
ergeben sich durch den vergrößerten Abstand zu den nächstgelegenen Geräusch‐
quellen wiederum Pegelminderungen. Eine zwingende Festlegung der DIN 18005
hinsichtlich der Höhe der Immissionsorte ist nicht erforderlich; Nr. 3 der DIN
18005 erklärt mithin lediglich die in der Norm verwendeten Begriffe.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

9.

1 0.

Zu 9:
Die Hinweise zur Verkehrslärmbelastung werden zur Kenntnis genommen, von
aktiven Maßnahmen zum Schallschutz entlang der Rödgener Straße wird jedoch
abgesehen.
Die Prognoseberechnungen des zu erwartenden Verkehrsaufkommens führen an
den Baugrenzen des Mischgebietes bzw. den hier im Bestand vorhandenen
Gebäuden zur Tag‐ und Nachtzeit teilweise zu Überschreitungen der
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV von 64/54 dB(A) für Mischgebiet. Die
höchsten Werte der Beurteilungspegel ergeben sich im Bereich der Rödgener
Straße und hier insbesondere an den mit Lichtsignalanlagen versehenen
Einmündungen. Im Bereich der neuen Wohnbebauung im Mischgebiet betreffen
die Überschreitungen der Grenzwerte den Bereich im Norden entlang der
Planstraße. In diesem Bereich (Immissionspunkt 5) ergibt sich nach DIN 4109 der
Lärmpegelbereich IV. In allen übrigen Bereichen der Wohnbebauung (Immissions‐
punkte 1, 2, 4, 5) ergibt sich höchstens der Lärmpegelbereich III. Für das an der
Einmündung der Planstraße C in die Rödgener Straße geplante neue Büro‐
gebäude (Immissionspunkt 3) ergibt sich auf den der Kreuzung zugewandten
Gebäudeseiten der Lärmpegelbereich V. Der Lärmpegelbereich V ergibt sich auch
an der Baugrenze im Bereich der Einmündung der Rudolf‐Diesel‐Straße in die
Rödgener Straße (Immissionspunkt 7).

Hinsichtlich der Verkehrslärmbelastungen entlang der Rödgener Straße werden
seitens der Stadt Gießen aktive Lärmschutzmaßnahmen aus städtebaulichen
Gründen nicht als geeignete Maßnahme zum Schutz vor Verkehrslärmbelastungen
angesehen. Aktive Schallschutzmaßnahmen scheiden wegen der geplanten Höhe
der Gebäude sowie aus städtebaulichen Gründen aufgrund der Trennungswirkung
von der Rödgener Straße aus. Das Ziel der Reintegration des Plangebietes in das
Stadtgefüge mit offenen Sichtbeziehungen in das baumbestandene, parkartige
Quartier entlang der Rödgener Straße, sowie veranlasst die Stadt Gießen
passive Lärmschutzmaßnahmen zur Konfliktbewältigung vorzusehen, die im
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

9.

1 0.

Noch zu 9:
Bebauungsplan unter E 1.1 der Hinweise zum passiven Lärmschutz enthalten
sind. Eine Lärmschutzwand würde den Charakter der Straße von einer
angebauten Stadtstraße zu einem reinen Verkehrsweg negativ verändern. Das
Ziel auf der Rödgener Straße eine Reduzierung der bisher zulässigen Fahrge‐
schwindigkeit (70 km/h) und damit auch eine Verkehrslärmminderung zu
erreichen, wird durch Lärmschutzwände zusätzlich erschwert.

Zu 10:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

11 .

1 2.

1 3.

Zu 11:
Der Hinweis auf die bereits in der Stellungnahme vom 19.02.2016 vorgebrachten
Anregungen wird zur Kenntnis genommen.
In der angesprochenen Stellungnahme vom 19.02.2016 wurde seitens der
Oberen Forstbehörde auf die im Plangebiet teilräumlich vorhandenen Waldbe‐
stände, die Wald im forstrechtlichen Sinne darstellen, hingewiesen. Ferner wurde
darauf hingewiesen, dass eine Doppelfestsetzung von Wald gemäß § 9 Abs. 1
Nr. 18b BauGB und von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
nicht möglich ist und dass aus forstökologischer und verkehrssicherheitstechni‐
scher Sicht in Teilbereiche des Plangebietes ein größerer Abstand der überbau‐
baren Grundstücksflächen zu den bestehenden Waldbeständen einzuhalten ist.
Die im Plangebiet vorhandenen Waldflächen wurden entsprechend als Wald
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB festgesetzt. Zum Entwurf des Bebauungspla‐
nes wurde der Abstand der Baugrenze im Gewerbegebiet Nr. 9 zudem entspre‐
chend vergrößert, sodass diesbezüglich kein weiterer Handlungsbedarf besteht.
Im Übrigen ist zutreffend, dass in einem Bebauungsplan zumindest regelmäßig
keine Doppelfestsetzungen getroffen werden können, zumal nach der einschlägi‐
gen Rechtsprechung und Kommentierung für Waldflächen keine weitergehenden
Festsetzungen getroffen werden können, die der ordnungsgemäßen Forstwirt‐
schaft entgegenstehen. Vorliegend handelt es sich jedoch um Flächen in privatem
Eigentum, die keiner forstwirtschaftlichen Nutzung dienen und auch künftig nicht
dienen werden. Zum Entwurf des Bebauungsplanes erfolgte daher im Bereich der
Festsetzung als Wald teilräumlich die überlagernde Festsetzung einer Maßnahme
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit
der Vorgabe, dass die Zitterpappeln zu entnehmen und durch standortgerechte
Laubbaumarten zu ersetzen sind. Demnach erfolgt keine Doppelfestsetzung von
zwei Flächen, sondern ausschließlich eine überlagernde und in ihrem Umfang
gleichfalls begrenzte naturschutzfachliche Vorgabe, die den Regelungsgehalt der
Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB im Ergebnis nicht berührt.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

11 .

1 2.

1 3.

Zu 12:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 13.1:
Die Einschätzung zur Zulässigkeit von Nebenanlagen in Teilbereichen des Gewer-
begebietes, für die zugleich Festsetzungen zur Anpflanzung von Gehölzen
getroffen werden, wird zur Kenntnis genommen, jedoch nicht geteilt.
Diesbezüglich wird jedoch kein Widerspruch zwischen den einzelnen zeichner‐
ischen und textlichen Festsetzungen gesehen, zumal die zeichnerische Festsetzung
zur Anpflanzung von Gehölzen bereits die durch textliche Festsetzung bestimmte
Zulässigkeit von Nebenanlagen in diesen Bereichen mittelbar ausschließt.

Zu 13.2:
Die Hinweise zu der vom Entwurf des Bebauungsplanes ausgenommenen
Teilfläche, für die das Bauleitplanverfahren im Zuge der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 03/09 „Am Alten Flughafen II“ fortgeführt wird, werden zur
Kenntnis genommen, den Anregungen zur Klarstellung der diesbezüglichen
Begrifflichkeiten in der Zeichenerklärung wird entsprochen.

1 3.1

1 3.2
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 . Zu 1:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, der Anregung zur Streichung der
zum Vorentwurf des Bebauungsplanes zunächst vorgesehenen befristeten bau-
planungsrechtlichen Zulässigkeit der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung wurde
zum Entwurf des Bebauungsplanes entsprochen.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Zu 2:
Die Hinweise zur erforderlichen Beachtung der einschlägigen raumordnerischen
Zielvorgaben des Regionalplanes Mittelhessen 2010 und dabei insbesondere der
Festlegung des Plangebietes als „Regionales Logistikzentrum Bestand“ werden zur
Kenntnis genommen.
Die im Norden des Plangebietes vorgesehene Fläche für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit der
Bezeichnung M3 wird teilweise zurückgenommen, sodass die Festsetzungen
einem künftigen Bahnanschluss in diesem Bereich pla‐nungsrechtlich nicht
entgegenstehen.

Zu 3:
Die Hinweise auf die teilräumliche Lage des Plangebietes innerhalb der Wasser-
schutzgebietszone IIIB sowie auf die entsprechende Schutzgebietsverordnung
werden zur Kenntnis genommen.
Da bereits entsprechende Hinweise in die Planunterlagen zum Bebauungsplan
aufgenommen wurden, besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer
Handlungsbedarf.

2.

3.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Zu 4:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 5:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 6:
Die Hinweise zur Lage des Plangebietes im Bereich eines Altstandortes mit der
Erfassung als Altlastenverdachtsfläche und auf die Beteiligung des Dezernates
41.4 bei Bauantragsverfahren werden zur Kenntnis genommen.
Da bereits entsprechende Hinweise zur Lage des Plangebietes im Bereich eines
Altstandortes in die Planunterlagen zum Bebauungsplan aufgenommen wurden,
besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf.

Zu 7:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

4.

5.

6.

7.
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Zu 8:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung wurde entsprochen
und zum Entwurf des Bebauungsplanes ein entsprechendes Immissionsgutachten
erstellt.

Zu 9 bis 11:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 12:
Der Anregung zur Aufnahme von Vorgaben zur Ausrichtung von schutzbe-
dürftigen Räumen wird nicht entsprochen.
Der erforderliche Schallschutz wird in den Mischgebieten über passive Schall‐
schutzmaßnahmen an den Gebäuden, die schutzbedürftige Räume umfassen,
gewährleistet. Als Grundlage hierfür wurden im Rahmen des zum Entwurf des
Bebauungsplanes erstellten Immissionsgutachtens die entsprechenden Lärmpegel‐
bereiche ermittelt, in Abhängigkeit derer sich die jeweils erforderliche
Schalldämmung ergibt.
Die Prognoseberechnungen des zu erwartenden Verkehrsaufkommens führen an
den Baugrenzen des Mischgebietes bzw. den hier im Bestand vorhandenen Ge‐
bäuden zur Tag‐ und Nachtzeit teilweise zu Überschreitungen der Immissions‐
grenzwerte der 16. BImSchV von 64/54 dB(A) für Mischgebiet. Die höchsten
Werte der Beurteilungspegel ergeben sich im Bereich der Rödgener Straße und
hier insbesondere an den mit Lichtsignalanlagen versehenen Einmündungen. Im
Bereich der neuen Wohnbebauung im Mischgebiet betreffen die Überschrei‐
tungen der Grenzwerte den Bereich im Norden entlang der Planstraße. In diesem
Bereich (Immissionspunkt 5) ergibt sich nach DIN 4109 der Lärmpegelbereich IV.
In allen übrigen Bereichen der Wohnbebauung (Immissionspunkte 1, 2, 4, 5) er‐
gibt sich höchstens der Lärmpegelbereich III. Für das an der Einmündung der
Planstraße C in die Rödgener Straße geplante neue Bürogebäude (Immissions‐
punkt 3) ergibt sich auf den der Kreuzung zugewandten Gebäudeseiten der

1 2.

8.

9.

1 0.

11 .

1 3.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

Noch zu 12:
Lärmpegelbereich V. Der Lärmpegelbereich V ergibt sich auch an der Baugrenze
im Bereich der Einmündung der Rudolf‐Diesel‐Straße in die Rödgener Straße
(Immissionspunkt 7).
In den Mischgebieten sind daher bei Neu‐, Um‐ und Erweiterungsbauten aufgrund
der Verkehrslärmimmissionen für Räume, die dem nicht nur vorübergehenden
Aufenthalt von Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zur Lärmminderung zu
treffen. Zum Schutz der Aufenthaltsräume gegen Außenlärm ist nachzuweisen,
dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile gemäß
Ziffer 5 und Tabelle 8 und 9 der DIN 4109 („Schallschutz im Hochbau ‐
Anforderungen und Nachweise“, Ausgabe 1989) erfüllt werden. Für Schlafräume
in den Lärmpegelbereichen IV und V ist die Verwendung schallgedämmter
Lüftungselemente in der Fassade bzw. an der Fensterkonstruktion erforderlich oder
es ist alternativ eine zentrale Lüftungseinrichtung vorzusehen.

Zu 13:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Als Ergebnis des zum Entwurf des
Bebauungsplanes erstellten Immissionsgutachtens wird jedoch keine Emissions-
kontingentierung der Gewerbegebietsflächen im Plangebiet erforderlich.
Durch die im Plangebiet bereits ansässigen Gewerbebetriebe und sonstige
Nutzungen bzw. bauplanungsrechtlich künftig zulässigen Vorhaben entstehen
Lärmemissionen in unterschiedlichem Umfang, die im Hinblick auf eine sach‐
gerechte Konfliktbewältigung im Bauleitplanverfahren im Zuge der Erarbeitung
des Bebauungsplan‐Entwurfs durch ein Büro für Schallschutz gutachtlich ermittelt
und sowohl im Hinblick auf die geplanten Festsetzungen zur Art der baulichen
Nutzung als auch bezüglich der schutzbedürftigen Nutzungen aus Sicht des
Immissionsschutzes eingeschätzt wurden. Die Ergebnisse des Immissions‐
gutachtens beziehen sich auf den Gesamtbereich des ehemaligen US‐Depots
einschließlich der AAFES‐Flächen, die als Industriegebiet berücksichtigt
wurden sowie der im weiteren Umfeld vorhandenen gewerblich‐industriellen

1 2.

1 3.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 3.

noch zu 13:
Nutzungen, die als Vorbelastung in die Betrachtung eingestellt wurden. Zur Beur‐
teilung der grundsätzlich möglichen Geräuscheinwirkungen auf die im Plangebiet
vorgesehene und die in der Umgebung bestehende Wohnbebauung wurden den
als Gewerbe‐ und Industriegebieten vorgesehenen Flächen innerhalb des Plange‐
bietes sowie im Bereich der AAFES‐Flächen, den ausgewiesenen Gewerbeflächen
in der Umgebung sowie weiteren vorrangig gewerblich genutzten Flächen sog.
flächenbezogene Schalleistungspegel zugeordnet. Der Ansatz flächenbezogener
Schalleistungspegel dient dazu, die Schallpegelverteilung in der Umgebung der
Gewerbe‐ und Industriegebiete unabhängig von den derzeit tatsächlich
gegebenen Nutzungen darzustellen. Im Ergebnis der schalltechnischen Berech‐
nungen auf der Grundlage der nach DIN 18005 anzusetzenden flächen‐
bezogenen Schalleistungspegel für die Gewerbe‐ und Industriegebietsflächen
ergibt sich in allen Bereichen des Mischgebietes im Plangebiet sowie in den
außerhalb liegenden Bereichen mit Wohnbebauung die sichere Einhaltung der
Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zu DIN 18005, Teil 1. Die Orientierungswerte
werden an allen Immissionsorten unterschritten. Eine Emissionskontingentierung
der Gewerbeflächen innerhalb des Plangebietes ist somit nicht erforderlich.

Zur Beurteilung der Geräuschimmissionen der derzeit bereits ansässigen Betriebe
auf die im Plangebiet vorgesehene und die in der Umgebung bestehende
Wohnbebauung wurden die Betriebe seitens des Immissionsgutachters zudem
hinsichtlich ihrer relevanten Nutzungen befragt. Berücksichtigt wurden dabei auch
die eventuellen Planungsabsichten. Soweit verfügbar, wurden Messberichte und
Immissionsprognosen für im Plangebiet bestehende oder für mit der Planung von
Anlagen vergleichbaren Nutzungen verwendet. Die Ergebnisse auf der
Grundlage der von den ansässigen Firmen im Plangebiet angegebenen
bestehenden oder geplanten Nutzungen zeigen an allen Immissionsorten in der
Umgebung die Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte der Sechsten



vom: 19.02.2016Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

43

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 3.

noch zu 13:
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes‐Immissionsschutzgesetz (Tech‐
nische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) zur Tag‐ und Nachtzeit. Es
ergibt sich in allen Bereichen des Mischgebietes und der derzeit im Gewerbe‐
gebiet zu Wohnzwecken genutzten Gebäude im Plangebiet sowie in den
außerhalb liegenden Bereichen mit Wohnbebauung somit auch die Einhaltung
der Orientierungswerte zur Tag‐ und Nachtzeit. Die Orientierungswerte werden
Tags um mindestens 11 dB und nachts um mindestens 6 dB unterschritten.
Aufgrund der derzeitigen Nutzung der ehemaligen Kasernengebäude im Osten
des Plangebietes zu Wohnzwecken erfolgte hier zudem die Bewertung anhand
der für Mischgebiet geltenden Orientierungswerte. Aufgrund der sicheren Einhal‐
tung der Orientierungswerte bei Ansatz flächenbezogener Schalleistungspegel,
wie auch der Einhaltung der Immissionsrichtwerte für die derzeit bestehenden
oder geplanten Nutzungen im Plangebiet sind hinsichtlich des Schutzes vor
gewerblichen Geräuschimmissionen demnach keine textlichen Festsetzungen im
Bebauungsplan erforderlich.



vom: 19.02.2016Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen

44

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 4.

1 5.

1 6.

1 7.

1 8.

Zu 14:
Der Anregung wurde im Rahmen des zum Entwurf des Bebauungsplanes erstellten
Immissionsgutachtens entsprochen.
In den Prognoseberechnungen wurden die relevanten gewerblichen Geräuschent‐
wicklungen innerhalb und außerhalb des Plangebietes berücksichtigt.

Zu 15:
Die Hinweise auf die teilräumliche Lage des Plangebietes innerhalb eines Gebietes
von zwei erloschenen Bergwerksfeldern werden zur Kenntnis genommen.
Da bereits entsprechende Hinweise in die Planunterlagen zum Bebauungsplan
aufgenommen wurden, besteht auf Ebene der Bauleitplanung kein weiterer
Handlungsbedarf.

Zu 16:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu 17:
Der Hinweise auf die im Plangebiet teilräumlich vorhandenen Waldbestände
werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird wie folgt entsprochen:
Die im Plangebiet vorhandenen Waldflächen wurden entsprechend als Wald
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB festgesetzt. Zum Entwurf des Bebauungs‐
planes wurde der Abstand der Baugrenze im Gewerbegebiet Nr. 9 zudem
entsprechend vergrößert, sodass diesbezüglich kein weiterer Handlungsbedarf
besteht. Im Übrigen ist zutreffend, dass in einem Bebauungsplan zumindest
regelmäßig keine Doppelfestsetzungen getroffen werden können, zumal nach der
einschlägigen Rechtsprechung und Kommentierung zu Waldflächen keine weiter‐
gehenden Festsetzungen getroffen werden können, die der ordnungsgemäßen
Forstwirtschaft entgegenstehen. Vorliegend handelt es sich jedoch um Flächen in
privatem Eigentum, die keiner forstwirtschaftlichen Nutzung dienen und auch
künftig nicht dienen werden. Zum Entwurf des Bebauungsplanes erfolgte daher
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 7.

1 8.

noch zu 17:
im Bereich der Festsetzung als Wald teilräumlich die überlagernde Festsetzung
einer Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft mit der Vorgabe, dass die Zitterpappeln zu entnehmen und durch
standortgerechte Laubbaumarten zu ersetzen sind. Demnach erfolgt keine
Doppelfestsetzung von zwei eigenständigen Flächen, sondern ausschließlich eine
überlagernde und in ihrem Umfang gleichfalls begrenzte naturschutzfachliche
Vorgabe, die den Regelungsgehalt der Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 18b
BauGB im Ergebnis nicht berührt.

Zu 18:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wurde die Festsetzung dahingehend
angepasst, dass in den angesprochenen Baugebieten keine Festsetzung von
eigenständigen Flächen, sondern ausschließlich die teilräumlich überlagernde
Festsetzung von Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Demnach erfolgt
keine Doppelfestsetzung von zwei eigenständigen Flächen, sondern ausschließlich
eine überlagernde und in ihrem Umfang gleichfalls begrenzte naturschutz‐
fachliche Vorgabe im Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksflächen.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 9.

20.

Zu 19:
Die Hinweise zum Entwicklungsgebot werden zur Kenntnis genommen.
Die Flächennutzungsplanänderung ist seit dem 27.10.17 wirksam geworden.

Zu 20:
Die Hinweise zur Bekanntmachung der Entwurfsoffenlegung werden zur Kenntnis
genommen.
Die diesbezüglichen Standards wurden auch mit dem RP‐Dezernat Bauleitplanung
abgestimmt.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

1 .

2.

3.

4.

5.

6.

7.

Zu 1:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zur Anbringung von Nisthilfen für
Höhlen und Halbhöhlenbrüter wird teilweise entsprochen.
Die Festsetzung zur Anbringung von Nisthilfen für Höhlen und Halbhöhlenbrüter
ist zu unbestimmt, da diese nicht vorausschauend in Ihrer benötigten Anzahl fest‐
gelegt werden können. Im Plangeltungsbereich haben mittlerweile zahlreiche
Gebäudesanierungen und –abrisse stattgefunden. In Abhängigkeit der Vorkom‐
mnisse artenschutzrechtlich relevanter Arten wurden in Abstimmung mit der
Unteren Naturschutzbehörde die erforderliche Anzahl von Brutkammern, Nist‐
kästen und Fledermauskästen festgelegt. Ein Artenschutzhaus mit insgesamt 24
Mauersegler Brutkammern wurde in der Freifläche östlich der Lilienthalstraße
errichtet. Zusätzlich enthält das Artenschutzhaus noch 9 Kästen für Höhlenbrüter
und 3 Fledermauskästen. Das Artenschutzhaus ist als Festsetzung aufgenommen.
Die Festlegung weiterer eventuelle erforderlicher Nisthilfen, Brutkammern oder
Fledermauskästen ist im Rahmen einzelner Bauvorhaben konkret zu ermitteln und
festzulegen.

Zu 2:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zu Pflegezeitpunkten wird nicht
entsprochen.
Dies wird in Abstimmung mit den Eigentümern der Fläche vertraglich geregelt.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.

4.

5.

6.

7.

Zu 3:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zur Erhöhung des Mindestbe-
grünungsanteils der Grundstücksflächen wird nicht entsprochen.
Die Festsetzung dient der Gewährleistung, dass mindestens 20% der
Grundstücksflächen, die innerhalb der einzelnen Gewerbe‐ und Mischgebiets‐
flächen noch im Rahmen der Bodenordnung neu gebildet werden müssen, zu
begrünen sind. Der Mindestbegrünungsanteil berücksichtigt den hohen
Versiegelungsgrad im Bestand und gewährleistet eine angemessene
städtebauliche Nachverdichtung.

Zu 4 bis 7:
Den Anregungen zur Aufnahme einer Festsetzung zur dauerhaften Pflege und
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen werden
entsprochen.

3.
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hier: Bebauungsplan GI 03/09 " Am alten Flughafen I" Abwägung
der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB,
der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB vorgebracht wurden.8.

9.

1 0.

Zu 8:
Der Anregung zur Aufnahme eines Hinweises zur Klarstellung von artenschutz-
rechtlichen Bauzeitenregelungen wird entsprochen.

Zu 9:
Der Anregung zur Aufnahme einer Festsetzung zum Erhalt weiterer Baumgruppen
wird nicht entsprochen.
Zugunsten eines optimierten Straßenausbaus sowie einer flexiblen und wirt‐
schaftlich optimierten baulichen Nachverdichtung des Mischgebietes wurde auf
den Erhalt der Baumgruppe verzichtet.
Die Baumgruppe wurde aufgrund der Nutzung durch die Hessische Erstauf‐
nahmeeinrichtung (HEAE) schon erheblich ausgelichtet. Ein Ortstermin mit der
Unteren Naturschutzbehörde auf dem Gelände der HEAE führte zur der
Erkenntnis, dass der Erhalt des Restbaumbestandes bis zur Aufgabe der HEAE
vertraglich mit dem Eigentümer geregelt werden soll. Im Zuge der Nachnutzung
des Mischgebietes soll dann über den Erhalt neu entschieden werden.

Zu 10:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Siehe auch zu 3.




